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Deutſchland.
Zweite Kammer.

25. Sitzung am 16. Februar.
Eröffnung: gegen 11* Uhr. Präſident: Graf Schwerin.
Am Miniſtertiſch: die Herren v. Weſtphalen, v. d. Heydt,

v. Manteuffel, Simons, v. Bodelſchwingh, v. Raumer.
Als Regierungs Kommiſſarien: die Herren Geheimer Ober Finanz-
Rath Hennig, und Geheimer Ober BergRath v. Carnall.

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt.
Der Präſident zeigt den Tod des Abgeordneten Scholten an

und gleichzeitig, daß die Leiche nach ihrer Heimath befördert werde.
Ferner macht er Mittheilungen über die neulichen Aeußerungen betreffs
einer verhinderten öffentlichen Beleuchtung. Hr. v. Bodelſchwingh
(Magdeburg) iſt der Kammer hinzugetreten.

Der Handelsminiſter legt einige neue Entwürfe vor: 1) über
die Abfälle von Garn, Baumwolle und Seide, welche auf dringende

Anforderungen der Handelskammer und Gewerberäthe erlaſſen worden
2) die Gleichſtellung des Güter- Porto auf 1' Silberpfennige pr. Pfund
und Meile; 3) ein neues Poſtgeſetz, das für alle Landestheile gelten
ſoll. Jm Jahre 1846 war ein ſolches bereits vollendet, aber wegen
des erſt herbeizuführenden Portotarifs, zurückgelegt worden. Nachdem
die Porto Ermäßigung eingetreten und der deutſch öſterreichiſche Poſt
verein gebildet worden, ſei jetzt der ſich dem allgemeinen Landrecht an-
ſchließende Poſtgeſetzentwurf verfaßt. Der erſte Entwurf ward der Kom-
miſſion für Handel und Gewerbe, der zweite und dritte einer beſondern
Kommiſſion von 14 Mitgliedern überwieſen.

Der Finanzminiſter legt einen andern Entwurf vor. Er
betrifft die Einſetzung einer Behörde zur Verwaltung der Oſtbahn-
u. ſ. w. Anleihe, und zwar ſolle die Hauptverwaltung der Staatsſchul-
den damit beauftragt werden. Der Entwurf wird der Finanz Kommiſ-
ſion zugewieſen.

Der Juſtizminiſter legt einen Entwurf wegen des Hypotheken-
Der Ent-rechts im Bezirk des Greifswalder Appellationsgerichts vor.

wurf geht an eine beſondere Kommiſſion von 7 Mitgliedern.
Eine Wahlprüfung wird ſodann erledigt, worauf man zum erſten

Gegenſtande der Tagesordnung kommt, und zwar zu dem Bericht der
Kommiſſion für Finanzen und Zölle, betreffend den Antrag der Abge-
ordneten Harkort und Genoſſen, wegen Aufhebung des Salzmonopols
und Freigebung des Salzbergbaues.

Berichterſtatter iſt Herr v. Lavergne-Peguilhen. Zu dem
Berichte ſind drei Amendements der Herren Grafen Cießkowski, Poch
hammer und v. Patow eingegangen und werden ausreichend unterſtützt.

Die Erörterungen der Kommiſſion haben (wie es in dem Berichte
4 heißt) zu dem Ergebniſſe geführt, daß in Preußen unter der Herrſchaft

des Monopols die finanziellen, volkswirthſchaftlichen, ſozialen und poli-
tiſchen Jntereſſen der Nation mit günſtigerem Erfolge wahrgenommen
werden, als dies von der Freigebung des Handels zu erwarten iſt. Es
mag dies in der Eigenthümlichkeit des Gegenſtandes ſeine Erklärung
finden, der, abweichend von allen andern Verbrauchs Artikeln, in ſei-
nem Verbrauch durch den Preis kaum berührt wird, ſo wie in der Um-
ſicht der Staats Regierung, welche den wirthſchaftlichen und ſozialen Jn
tereſſen nicht weniger Fürſorge hat angedeihen laſſen, als den finan-
ziellen. Die Kommiſſion beantragt demnach: die Kammer wolle, in Er
wägung, daß 1) die von den Antragſtellern vorgeſchlagenen Steuer und
Zollſätze nicht ausreichen, um den Staatskaſſen die bisherigen Einnah-
men zu erhalten, bei Normirung der Salzabgaben, in der zur Vermei-
dung von finanziellen Opfern nothwendigen Höhe, aber eine Ermäßigung
des für Speiſeſalz zu zahlenden durchſchnittlichen Preiſes und daher
eine Erleichterung der ärmeren Volksklaſſen nicht zu erwarten iſt, viel
mehr 2) in den Landestheilen, welchen das Salz auf weitem Land-
transport zugeführt werden muß, und in denen die Handels Konkur-
renz noch unausgebildet iſt, eine Steigerung des Salzpreiſes als Folge
der Aufhebung des Salz Monopols vorausſichtlich eintreten dürfte, 3) die
hohe Beſteuerung des Speiſeſalzes und die Steuerfreiheit des zu gewerb-
lichen und zu landwirthſchaftlichen Zwecken beſtimmten Salzes nach
Aufhebung des Monopols ſo läſtige Kontrollen bedingt, daß dadurch
der Werth dieſer Maaßregel für Induſtrie und Landbau fraglich er
ſcheint, 4) die Aufhebung des Salzmonopols in Preußen die gleiche
Maßregel in den übrigen Zollvereinsſtaaten bedingt, die dahin zielen-
den Verhandlungen die Erneuerung der Zollvereinsverträge aber erſchwe-
ren können, umſomehr, als nicht erwartet werden darf, daß Hannover
und die andern Steuervereinsſtaaten die in den Zollvereinsſtaaten ein-
zuführende Salzſteuer alsbald adoptiren werden nach Aufhebung der
nur bei dem Beſtehen des Monopols ausführbaren Salzverbrauchs-
Kontrolle aber der wirkſamſte Schutz wider den Salzſchmuggel fortfallen
würde, über den Antrag der Abgg. Harkort und Genoſſen, wegen
Aufhebung des Salzmonopols, zur Tagesordnung übergehen; zugleich
aber in Anerkennung des Zweckes, den die Antragſteller anſtreben, und
mit Rückſicht auf das, was vorſtehend ausgeführt iſt, der StagtsRegie-
rung die Erwägung der Frage zu empfehlen, in wiefern die freie Ge
ſtattung des Salzbergbaues räthlich ſein dürfte, oder welche Erleichte-
rungen in Beziehung auf die Salzproduktion zuläſſig ſein möchten.

Herr v. Saenger ſpricht zunächſt für den Harkort'ſchen Antrag,
wobei er in die Einzelheiten der Berechnungen genauer eingeht, und
empfiehlt den Pochhammer'ſchen Antrag.

Herr Stemmler für Beibehaltung der Salzſteuer und gegen gänz-
liche Aufhebung des Salzmonopols.
den KommiſſionsAntrag.

Er entſcheidet ſich ſchließlich für



Herr Pochhammer für ſeinen Antrag, welcher der Regierung
empfiehlt 1) bei den Verhandlungen über die Erneuerung der Zollver-
einsverträge die Frage in Erwägung zu ziehen, ob nicht, beſonders mit
Rückſicht auf den Zutritt des Königreichs Hannover zum Zollvereine, in
letzterem das Salzmonopol aufzugeben, und ſtatt deſſelben eine Beſteue
rung des inländiſchen Salzes am Fabrikationsorte, und des ausländi-
ſchen Salzes beim Eingange, einzuführen ſei; 2) hiermit die Prüfung
der weiteren Frage zu verbinden, in wiefern die Aufhebung des Salz-
J n die unbeſchränkte Geſtattung des Salzbergbaues räthlich
ſein dürfte.

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen, worauf
Herr Harkort ſeinen Antrag, unter Anfechtung des Kommiſſions-
Antrags, vertheidigt. Der ſeinige ſpreche für eine geſunde Staatswirth-
ſchaft, wolle keine Monopolien. Der Redner geht auf eine nähere Be
gründung ſeiner Anſichten ein.

Der Regierungs-Kommiſſarius bemerkt, daß die hanno-
verſche Regierung beſtimmt erklärt, das Salzmonopol nicht aufheben zu
können. Von einer Ermäßigung der Salzſteuer und der Salzpreiſe
könne keine Rede ſein.

Der Handelsminiſter meint, der Salzbergbau könne von der
Frage des Monopols nicht getrennt werden. Die Salzſteuer ſei ge
wiß nicht drückend und könne nicht entbehrt werden. Die Ueberſchüſſe
des Salzdebits fließen dem Bau der Oſtbahn zu und ſeien bereits bis
1856 dazu angewieſen. Wenn man alſo dem Salzdebit die Einnahmen
kürze, müſſe man eine neue Anleihe machen.

Herr v. Patow (zur Geſchäftsordnung) wünſcht, daß die Miniſter
und deren Kommiſſare künftig früher das Wort nehmen möchten damit
den Abgeordneten noch die Möglichkeit zur Entgegnung eröffnet werde.

Der Handelsminiſter erwidert darauf. Nach einer perſönli-
chen Bemerkung reſumirt der Berichterſtatter die Debatte.

Nach einigen berichtigenden Bemerkungen wird der Antrag des
Grafen Czießkowski zurückgezogen.

Der Antrag der Kommiſſion wird angenommen.
Der nächſte Gegenſtand ſind Petitionsberichte der Agrar Kommiſſion.
Unter den Petitionen befindet ſich die des landwirthſchaftlichen Ver

eins im Kreiſe Hagen: „Die Kammer wolle die raſche Einführung
von Ackerbauſchulen, namentlich einer ſolchen Schule im Kreiſe Hagen,
bei der Staatsregierung befürworten.

Die Kommiſſion beantragt Tagesordnung.
Herr Harkort bekämpft den Kommiſſionsantrag, welchen der

Referent Herr Kette vertheidigt, und welcher ſchließlich angenom-
men wird.

Die übrigen Petitionsberichte dieſer, ſowie der Petitionskommiſ-
ſion, werden meiſt durch Tagesordnung, einige durch Ueberweiſung an
die betreffenden Jnſtanzeu erledigt.

Die Wundärzte erſter Klaſſe der Provinz Brandenburg beſchweren
ſich, daß ihnen und ihrem ganzen Stande durch miniſterielle Verord-
nungen ſeit dem Jahre 1837 bis jetzt inſofern zu nahe getreten worden,
als man ihnen früher beſeſſene Rechte theils geſchmälert, theils ganz
entzogen habe. Sie ſtellen den Antrag: „Die Kammer wolle bewirken,
daß das Medizinaledikt noch während dieſer Kammerſitzung von dem
Miniſterium der geiſtlichen Unterrichts und Medizinal Angelegenheiten
zur Berathung vorgelegt werde.

Die Kommiſſion beantragt Ueberweiſung an das Miniſterium.
Der Cultusminiſter erklärt ſich gegen einige Motive der Kom-

miſſion. Eine wirkliche dringende Nothwendigkeit zum Erlaß eines
allgemeinen Medizinalgeſetzes liege nicht vor; wenn auch einzelne Ver
beſſerungen im Medizinalweſen nothwendig ſeien, ſo würden dieſe auf
dem Verwaltungswege in hoffentlich nicht allzulanger Zeit veranlaßt
werden. Der Herr Miniſter geht dann auf die Entwickelung des Jn
ſtituts der Wundärzte erſter Klaſſe ſeit dem Jahre 1825 genauer ein,
und findet weder Gründe des allgemeinen Jntereſſes, noch der Billig-
keit (namentlich aus Rückſicht auf die promovirten Aerzte) für die Er
füllung jenes Geſuches. Er wünſcht deshalb den Uebergang zur Ta-
gesordnung.

Der Referent, Herr Hirfch, vertheidigt den Kommiſſionsantrag,
welcher angenommen wird.

Bei der Petition von 109 Mitgliedern der freien evangeliſchen Ge-
meinde zu Königsberg: „Die Kammer wolle das Miniſterium auffor
dern, daß daſſelbe das dortige Polizei Präſidium anweiſe, den gegen
ſie unter unrichtiger Auslegung des Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850
verübten Verletzungen des Artikels 6. der beſchworenen Verfaſſung ein
Ende zu machen beantragt die Kommiſſion, wegen mangelnden
Beweiſes, daß der Weg der erforderlichen Jnſtanzen beſchritten ſei,
den Uebergang zur Tagesordnung.

Herr Simſon ſtimmt dem Antrage bei, ſpricht ſich aber bei dieſer
Gelegenheit über die ſonderbare Praxis der Königsberger Polizei der
freien Gemeinde gegenüber aus, welche er durch Anführung einiger ſpe-
zieller Fälle erläutert. Solcher abnormer Fälle ſeien 28 in etwa 4
Monaten vorgefallen und die Wahrheit derſelben von den ehrenwerthe-
ſten Perſonen beglaubigt. Das Bekanntwerden ſolcher Fälle ſei gewiß
eine Veranlaſſung für die Centralbehörden, Nachforſchungen anzuſtellen
und für eine Remedur zu ſorgen. Jn Abvweſenheit des Miniſters des
Jnnern wendet ſich der Redner an den Miniſterpräſidenten unter Hin
weiſung auf das letzte Schreiben deſſelben an den Berliner Magiſtrat.
Schließlich empfiehlt er den Uebergang zur Tagesordnung, welcher ohne
Diskuſſion angenommen wird.

Schluß: 4 Uhr. Nächſte Sitzung und Tagesordnung un
beſtimmt.

Berlin, den 15. Februar. Um 12 Uhr fand in Gegenwart des
Königs ein Miniſterrath ſtatt, nachdem der Miniſterpräſident v. Man-
teuffel ſchon geſtern Abend eine längere Audienz bei Sr. Majeſtät ge
habt hatte. Es handelte ſich in dieſer wie in dem heutigen Miniſter-
rath dem Vernehmen nach um die Erörterung der Frage wegen der
künftigen Zuſammenſetzung der Erſten Kammer. Die mit dieſer Frage
neuerdings wieder in Verbindung gebrachten Gerüchte, von dem nahe
bevorſtehenden Ausſcheiden einzelner Miniſter finden nicht die geringſte
Beſtätigung. Wie die Dinge ſtehen, ſo iſt alle Ausſicht vorhanden, daß
die zuletzt vereinbarte Grundlage für die Neubildung, welche unter dem
Namen des Alvensleben'ſchen Antrags bei der Erſten Kammer einge-
bracht wurde, im Weſentlichen auch die noch ausſtehende Genehmigung
Sr. Majeſtät des Königs erhalten werde. Der Monarch hat bereits
einzelne Bedenken gegen die genannte Aufſtellung fallen laſſen. Bei
der jetzigen Geſtaltung der politiſchen Verhältniſſe wird Se. Königl.
Hoheit der Prinz von Preußen ſeinen Aufenthalt in der Hauptſtadt aber-
mals ausdehnen, um hier noch an den gewichtigen Berathungen Theil
zu nehmen. Der Prinz geht allerdings heute Abend zur Geburtstags-
feier der Frau Großherzogin nach Weimar, wird aber von dort nicht
weiter nach dem Rhein gehen, ſondern kehrt wahrſcheinlich ſchon am
Dienſtage nach Berlin zurück. Die Situation wird hier mit ernſten
Blicken betrachtet. Namentlich wendet ſich die Aufmerkſamkeit auch in
den entſcheidenden Kreiſen mit immer wachſender Spannung nach Frank-
reich. So groß in faſt allen Schichten der Bevölkerung nach der That
vom 2. December die Zuverſicht auf eine friedliche Geſtaltung der näch-
ſten Jahre war, ſo lebhaft wird jetzt die Beſorgniß vor weiter greifen-
den Erſchütterungen. Die Freude über das glücklich anticipirte Jahr
1852“ hat bald ſehr tief gehenden Bedenklichkeiten das Feld geräumt.
Die Anfangs ſo viel bekämpfte Auffaſſung der Dinge, wie ſie in der
„Neuen Preuß. Zeitung mit unwandelbarer Konſequenz feſtgehalten
wurde, findet mehr und mehr Eingang und wird in Berlin allmählig
die vorherrſchende. Die Friedenspolitiker um jeden Preis haben in der
letzten Zeit bedeutend an Terrain verloren. Man beginnt mit Ernſt,
ſich für weitere Eventualitäten vorzubereiten, und beſonders die ruſſiſche
Diplomatie entwickelt augenſcheinlich eine ungewöhnliche Thätigkeit.

(M. C.)
Berlin, den 16. Februar. Der „Allgem. Ztg.“ ſchreibt man aus

Berlin vom 13. Februar: Daß über die Regelung der Thronfolge in
Baden zwiſchen hier und Wien verhandelt wird, iſt richtig. Oeſter
reich wünſcht den zweiten Sohn, Prinzen Friedrich, als künftigen Erben
des Throns.

Berlin, den 17. Februar. Der mecklenburgiſche General v. Hopf-
garten, der in der letzten Woche auf der Hin und Rückreiſe nach und
von Paris zweimal Berlin paſſirte, ſoll eine ſpezielle Miſſion ſeiner
Regierung an den Prinz Präſidenten gehabt haben, die ſich auf die
Konfiskation der Orleans'ſchen Güter bezog. Erreicht ſoll durch dieſe
Miſſion allerdings nichts ſein. Es wird bei dieſer Gelegenheit ver
ſichert, daß es nicht an Aufforderungen bei dem hieſigen Kabinet gefehlt
habe, in dieſer Angelegenheit gleichfalls handelnd hervorzutreten, daß
aber ein förmlicher Beſchluß darüber vorliege, die auf das Strengſte
den Verhältniſſen und Vorkommniſſen innerhalb Frankreichs ſelbſt gegen-
über eingehaltene Neutralität auch in dieſer Frage nicht aufzugeben es
durfte dieſer Entſchluß ſelbſt nicht geändert werden, ſollte auch, wie
allgemein verſichert wird, dieſe Angelegenheit durch das Schreiben des
Königs der Belgier, deſſen Ueberbringer der Prinz de Ligne iſt, von
Neuem in Anregung gebracht worden ſein.

Kaſſel, den 14. Februar. Heute Nacht gelang es dem im hieſigen
Kaſtell in Verhaft gehaltenen Dr. Kellner, zu entweichen. Er ſcheint ſich
an einem Seile über eine Zwiſchenmauer herabgelaſſen zu haben, um an
die Fulda zu kommen. Ein Soldat, Namens Zinn, der von 10 bis 12
Uhr im Kaſtell auf Poſten ſtand, ſoll mit durchgegangen ſein. Seine
Uniform fand man, wie erzählt wird, am dieſſeitigen Ufer beim Packhofe.

(Kaſſ. Z.)Karlsruhe, den 12. Februar. Bei den fortwährend i cuiſhen

Witterungsverhältniſſen ſchreitet die Wiedergeneſung Sr. Königl. Hoheit
des Großherzogs nur langſam voran, und wenn auch im Ganzen die
Nächte gut zu nennen und keine Fieberbewegungen mehr wahrzunehmen
ſind, ſo hat ſich doch bei dem beſtändigen Liegen die Eßluſt nicht ge
ſteigert. Die fortwährend erhöhte Empfindlichkeit des Kniees geſtattet
Sr. Königl. Hoheit noch nicht, das Bett zu verlaſſen. Jm Allgemei-
nen iſt der Zuſtand des geliebten Fürſten ein beruhigender, und bietet
keinerlei von den gewöhnlichen derartigen Gichtanfällen abnorme Er-
ſcheinungen dar.

Frankreich.
Paris den 14. Februar. Der Präſident will vor dem Zuſammen

tritt des geſetzgebenden Körpers überhaupt noch einige Dinge abmachen,
welche ſodann als faits accomplis hingenommen werden müſſen. Als
ein in vielen Kreiſen verbreitetes Gerücht muß ich Jhnen melden, daß
am 24. Februar ein Dekret erſcheinen ſoll, welches lautet: die Depar-
tements Yſſel, DeuxNèthes, La Dyle, Sambre et Meuſe u. ſ. w. ſind
wieder hergeſtellt. Der Kriegsminiſter iſt mit Vollziehung dieſes Ge
ſetzes beauftragt. (2)) Gleichzeitig ſoll ein ArmeeKorps Belgien beſetzen,
deſſen Armee ſchon jetzt von Agenten bearbeitet wird. Auf dieſe Art
würde der Weltkrieg gleichfalls durch eine Art Staatsſtreich abgemacht.
Denn wenn noch als Nachſpiel dieſes faſt unblutigen Streiches Kon
ſtantinopel an Rußland abgetreten werden würde, wie man gerüchtweiſe
noch hinzufügt, ſo würde vielleicht deſſen ungegachtet keine ungeheure
Kriegsverwickelung entſtehen. Die Jdee, Frankreich auf eine ebenſo
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gemeinem Beifall ſeinen Antrag zurückzieht.

raſche überrumpelnde Art zu vergrößern, als er es in Beſitz genommen
hatte, iſt dem Präſidenten jedenfalls eigen. Er wird keine Kriegser-
klärung erlaſſen, wenn er einmal die Rheingrenze und Belgien in Be
ſitz nehmen wird. Jch brauche nicht hinzuzufügen, daß das Dekret in
Bezug auf die Beſitznahme Belgiens, namentlich in Bezug auf das Da-
tum der Ausführung nicht verbürgt werden kann. Jedenfalls wird
Hr. Bonaparte noch die Welt vor dem Zuſammentritt des Korps legis-
latif mit irgend einer großen Maßregel überraſchen.

Was die Annahme des Kaiſertitels betrifft, ſo will ſich der neue
Cäſar dazu bitten laſſen. Sie haben in der Conſtitution den Artikel
geleſen, der anordnet, daß das Volk blos an den Senat Petitionen
richten dürfe. Jn dieſem Artikel liegt der Kaiſertitel. Jn den Depar-
tements wird bereits die große Petitionsfabrik, welche Louis Napoleon
ſchon bei Gelegenheit der Auflöſung der Conſtituante und der Reviſion
der Verfaſſung in Gang ſetzte, wieder in Bewegung gebracht. Jch kann
Jhnen dieſe Thatſache um ſo mehr verbürgen, als ich eine dieſer Peti-
tionen die von hier in die Departements abgehen, damit ſie aus den-
ſelben wieder mit Unterſchriften verſehen, nach Paris zurückkehren, ſelbſt
geſehen habe. Es wird in demſelben der Senat auf die allerdringendſte
Weiſe gebeten, oder es wird ihm faſt befohlen, den Präſidenten zu bit-
ten, dieſes eine Opfer noch Frankreich zu bringen und den Kaiſertitel mit
der Erblichkeit anzunehmen. Louis Napoleon kommandirt ſich alſo auf
dieſem Umweg ſelbſt zur Annahme des Kaiſertitels.

Die in den vorſtehenden Korreſpondenzen erwähnte Petition
an den Senat, welche zur Unterſchrift in den Departements cirkulirt,
lautet:

„Das gouvernementale Gebäude Frankreichs iſt noch unvollendet.
Eine Exekutivgewalt, deren Dauer ſich auf 10 Jahre beſchränkt, iſt
nichts als ein Proviſorium; was aber für Frankreich Noth thut, iſt
eine definitive, d. h. eine erbliche Exekutivgewalt. Die immenſe Majo-
rität derer, die 1848 dem Prinzen L. Napoleon die Exekutivgewalt
übertrugen, glaubte feſt, für die Herſtellung des Kaiſerreichs zu ſtimmen,
und erwartete mit Nächſtem die Kaiſerkrone auf das Haupt deſſen ge-
ſetzt zu ſehen, der unbeſtreitbar deren legitimer Erbe iſt. Die immenſe
Majorität der am 20ſten und 21. December Abſtimmenden glaubte, in
dem ſie Louis Napoleon die ſouveräne Gewalt übertrug, wiederum für
die Herſtellung des Kaiſerreichs zu ſtimmen. Aber der Prinz hat fich
durch die Grundlagen, die er ſelbſt in ſeiner Proklamation vom 2. De-
cember gelegt hatte, gebunden geglaubt. Und in der von ihm verfaßten
Konſtitution hat er dem faſt einſtimmigen Wunſche des franzöſiſchen
Volkes nicht Rechnung getragen, einem Wunſche, der vielleicht ihm nicht
ſo bekannt war wie uns. Jndem wir das uns durch die Verfaſſung
gewährte Recht in Anſpruch nehmen, bitten wir Sie, meine Herren Se-
natoren, durch einen Senatsbeſchluß, die kaiſerliche Würde wieder her-
zuſtellen und ſie in der Familie des Kaiſers Napoleon für erblich zu
erklären.“

Paris den 15. Februar. Der „Moniteur“ veröffentlicht eine
mitgetheilte Note, welche alle während der letzten Tage verbreiteten Ge
rüchte über einen Miniſterwechſel für unbegründet erklärt. Er veröffent-
licht ferner ein Rundſchreiben des Polizei- Miniſters an die General-
Jnſpektoren in Betreff der Einrichtung eines UeberwachungsDienſtes.

Spanien.
Madrid, den 8. Februar. Die Königin befindet ſich ſo wohl, daß

die Einſchreibungsliſten geſchloſſen wurden. Die Königin Marie Chriſtine
hat ſich in ihre Gemächer zurückgezogen. Das letzte Bülletin über die
Geſundheit der Königin lautet dahin daß die örtliche Verletzung zu
ſehr kleiner Dimenſion vermindert ſei. Der Appetit ſei ziemlich bedeu-
tend und erfordere, daß die Königin nur mit großer Vorſicht und ſehr
mäßig Nahrungsmittel zu ſich nehme.

Jtalieniſche Staaten.
Turin, den 12. Februar. Weil der Abg. Betazzi in der Sitzung

vom 7. Februar über Revel's ſchlechte Finanzverwaltung in den Jahren
1848 und 1849 Klage geführt hatte, beſtand heute Hr. Revel auf der
Vorlage einiger zu jener Rechtfertigung geeigneten Dokumente und Rech-
nungen. Dem widerſetzte ſich der Miniſter Graf Cavour auf das Ent-
ſchiedenſte; ein folgenſchwerer Parteikampf könne ſich daraus entſpinnen.
Hr. Joſti mahnt zur Einigkeit im Jnnern, worauf Hr. Revel unter all-
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Vermiſchtes.
Profeſſor Rauch hat von dem jetzt regierenden König von Han

nover den Auftrag erhalten, ein Grabdenkmal für den verſtorbenen Kö-
nig Ernſt Auguſt auszuführen. Der gefeierte Meiſter hat nunmehr vor

Kurzem die für dieſes Grabdenkmal entworfene Skizze zur Genehmigung
Das Grabdenkmal wird in derſelben Weiſe

ausgeführt, wie jenes des hochſeligen preußiſchen Königs Friedrich Wil-
helm III. in Charlottenburg.

r »—xc=—-Oeffentliche Sitzung des Schwurgerichts.

Halle, am 17. Februar 1852.
Präſident: App. Ger. Rath Weſtphal.
Richtercollegium Die Kreisgerichtsräthe Wunderlich, Stecher, Freundund Rudloff.
Königl. Staatsanwaltſchaft: Staatsanwalt Heiſe.
Gerichtsſchreiber: Referendar v. Rauchhaupt.

Lindenbein, geb. Kramer (Quedlinburg).

Verhandlung wider den vormaligen Oberſchaffner bei der Magdeburg- Leipziger
Eiſenbahn Martin Reitz, wegen Beſchädigung eines Menſchen durch Vernach-
läſſigung der ihm obliegenden Dienſtpflichten bei Führung eines Eiſenbahnzugs.

Jury: Rittergutsbeſitzer Obbarius, Ober Amtmann Wendenburg,
OberBergamtsſekretair Nehmitz, Rittergutspächter Meyer, Kaufmann We
ber, Rentier Zumpe, Kaufmann Finger, Kaufmann Fürſtenberg, Koh-
r Beſchoren, Gutsbeſitzer Schladebach, Oekonom Barth, Kaufm.

a Baume.
Vertheidiger: Juſtizrath Riemer,

Der Gegenſtand der heutigen Anklage wurde bereits in der letzten Schwur
gerichtsperiode verhandelt und der Gerichtshof erkannte damals, wo der Angeklagte,
vermuthlich aus Unkenntniß der Geſetze nicht erſchienen war in contumaciam
auf 18 Monate Gefängniß und Unfaähigkeitserklärung zum ferneren Eiſenbahndienſt.
Der Thatbeſtand, wie wir denſelben ſchon in Nr. 491 d. Cour. v. J, mittheilten,
iſt folgender

Am 14. October pr. ſtieß ein von Leipzig kommender vom Angeklagten ge
fuührter KohlenTransportzug auf den noch bei Gröbers haltenden ebenfalls von
Leipzig gekommenen Morgen Guüterzug. Durch den heftigen Zuſammenſtoß wurden
mehrere Paſſagiere des Letzteren beſchädigt, insbeſondere hatte der Kaufmann
Mergenbaum aus Schkeuditz das Unglück, ſehr erheblich verletzt zu werden.
Derſelbe ſaß im hinterſten Wagen des Guüterzugs und zwar auf dem Ruckſitze des
mittelſten Coupé's, als ihm nach ſeiner Angabe in Folge eines ploötzlichen furcht
baren Stoßes die Beſinnung ſchwand. Als er wieder zu ſich kam fühlte er daß
ſein Bein zerſchmettert ſein müſſe. Er wurde aus dem Wagen gehoben und zu-
nächſt nach der nahen Wohnung eines Barbiers ſpäter auf einem Leiterwagen
nach ſeiner Behauſung gebracht. Es ergab ſich daß das linke Schienbein einen
Querbruch erlitten hatte und der rechte Unterſchenkel bedeutend gequetſcht war.
Jn Folge dieſer Verletzungen mußte Herr Mergenbaum mehrere Wochen das
Bett hüten, dann vermochte er die erſten Wochen nur an 2 Krucken, ſpäter an 2
Stöcken im Zimmer umher zu gehen. Erſt Mitte Februar e. verſuchte er die
Stube zu verlaſſen, und in Folge des Ankaufs eines Ritterguts eine kleine Reiſe
zu unternehmen. Jn ſeinem neuen Wohnort mußte er abermals das Zimmer
längere Zeit hüten und die Schmerzhaftigkeit und Schwäche der Beine blieb bis
auf die neueſte Zeit ſo bedeutend, daß leider eine gänzliche Herſtellung wohl nicht
zu hoffen iſt. Dieſes Unglück betraf Herrn Mergenbaum um ſo härter als
derſelbe Oekonom iſt, und als ſolcher den Gebrauch ſeiner zuvor vollkommen ge
ſunden Beine doppelt ſchmerzlich vermißt.

Die vorgenommenen Ermittelungen haben ergeben, daß der vom Angeklagten
gefuhrte Kohlen Transportzug aus 16 Kohlenwagen mit 32 Achſen beſtand und
außer der Tenderbremſe noch 8 Bremſen fuhrte, durch welche 6 Achſen gebremſt
werden konnten. Von dieſen Bremſen wurden 2 von dem Schaffner Julius und
dem Arbeiter Lebe bedient, die dritte hätte der Angeklagte bedienen müſſen.
Statt dies zu thun nahm Reitz auf der Lokomotive Platz und machte in dieſer
Weiſe die Fahrt mit. Hierdurch verſtieß er gegen die ihm ertheilte Jnſtruktion,
welche vorſchreibt:

„Vor dem Abgang eines Zuges haben ſie (die Oberſchaffner)
denſelben in allen Einzelnheiten zu prüfen, und dabei beſon-
ders dahin zu ſehen, daß die vorſchrifts mäßige Anzahl Brem-
ſen vorhanden und beſetzt iſt.“

Nach H. 41. des der Magdeburg Leipziger Eiſenbahn vorgeſchriebenen Bahn
Polizei Reglements vom 2. Februar 1848 ſollen aber in jedem Bahnzug ſo viel
Bremſen vorhanden ſein daß außer der Tenderbremſe in den Perſonenzugen der
vierte Theil, in den Güterzugen aber mindeſtens der ſechſte Theil der im Zuge be-
ſindlichen Achſen durch kräftig wirkende Bremsvorrichtungen gehemmt werden kann.
Hiernach mußten in dem vorliegenden Falle bei dem fraglichen Kohlen-Transport-
zuge außer der Tenderbremſe mindeſtens noch 3 Bremſen um 6 Achſen zu brem-
ſen, vorhanden und beſetzt ſein. d S

Obwohl nach den ſtattgehabten Ermittelungen der Bahnwaärter bei Station
102 durch Herablaſſen des Korbes das Zeichen zum Halten des Zuges ordnungs
mäßig gegeben hatte obwohl der Lokomotioführer Brandt zwiſchen den Stationen
104—108 den Dampf abgeſchloſſen und das Signal zum Bremſen hatte ertönen
laſſen auch bei Station 108 dieſes Signal wiederholt und konträren Dampf ge-
geben hatte obwohl ferner die beiden beſetzten Bremſen, ſo wie die Tenderbremſe
ſtraff angezogen und ſonach alle ſonſtigen Mittel, den Zug zum Stehen zu
bringen angewandt waren ſo konnte der Zuſammenſtoß doch nicht vermieden
werden.

Jn der heutigen Verhandlung werden drei Sachverſtändige darüber vernom
men ob dem Angeklagten allein oder zum Theil, oder wem ſonſt die Schuld an
jenem Unglücksfall beizumeſſen ſei. Alle drei bekunden einſtimmig, daß der Zuſammen
ſtoß auch ſtattgefunden haben würde wenn die fragliche dritte Bremſe gleichfalls
angezogen worden wäre. Die Heftigkeit des Stoßes würde aber um 4 oder ge
ringer geweſen ſein. Das Zuſammentreffen einer Reihe ungünſtiger Umſtände und
eine Witterung, welche die Wirkſamkeit aller Bremsvorrichtungen bis auf die
Hälfte abzuſchwächen pflegt, habe den Unfall zunächſt veranlaßt die Vernachlaäſſi
gung Seitens des Angeklagten jedenfalls nur einen verhältnißmäßig ſehr gerin-
gen Theil dazu beigetragen.

Dies ſetzt denn auch die Vertheidigung unter Hinweis auf die Unbeſcholten-
heit und notoriſche Dienſttüchtigkeit des Angeklagten, fur welche außer einer Reihe
ehrender Zeugniſſe auch der Umſtand ſpricht daß derſelbe ſofort eine andere Stel
lung beim Poſtweſen erlangt hat ſo ins gehörige Licht daß die Herren Geſchwo
renen die eigentliche Schuldfrage verneinen.

Das Verdict lautet nämlich auf die Fragen
Iſt der Angeklagte ſchuldig durch die von ihm eingeſtandene Nichtbeſetzung ei

ner von den drei außer der Tenderbremſe reglementsmäßig erforderlich und
auch vorhanden geweſenen Bremsvorrichtungen an dem den 14. Octob. 1850
unter ſeiner Aufſicht von Leipzig gekommenen aus 16 Kohlenwagen beſtan
denen Eiſenbahnzug die ihm als Oberſchaffner der Eiſenbahn obgelegenen
Pflichten vernachläſſigt zu haben J a.

Iſt der Angeklagte ſchuldig, in Folge dieſer Vernachläſſigung ſeiner Dienſtpflich
ten den von ihm geführten ſo wie den etwa 4 Stunde früher von Leipzig
abgegangenen und kurze Zeit in Gröbers angehaltenen Morgen Guterzug
in Gefahr geſetzt zu haben Nein.

Demzufolge ſpricht der Gerichtshof den Angeklagten frei und ſchlägt die Ko-
ſten nieder.

Allgemeiner Anzeiger.
Verlobt: Auguſte Koch und Hermann Schnock (Sudenburg).
Getraut: Friedrich Schucht und Emilie Schucht, verw.

Geboren: Zimmermeiſter Grobecker, ein Sohn (Magdeburg).
Paſtor Baumgarten, ein Sohn (Gübs). Dr. Grunow, ein
Sohn (Wandsbeck).

Geſtorben: Ed. Eiſenhardt, eine Tochter, Guſtchen (Magde-
burg). Paul Kehſe, eine Tochter, Emilie (Wellen). Emil
Sanno, eine Tochter, Luiſe (Quedlinburg). Gottlob Schnap-
perelle (Pfeifhauſen und Zſchießdorf). Friedrich Geißler (Halle).



Bekanntmachungen.
S Engliſche Patent-Leinwand S

gegen jede Art

Gicht, Rheumatismus, Gliederreißen, er Zahn- und Ge-ugenfluß, Bruſt,,ſichts- Schmerzen Seitenſtechen, Helene en,
Nücken- und Kriegen en (Hexenſchuß), Fußgicht, Rothlauf,

Krampf, geſchwollene Glieder u. ſ. w.
Jn Paketen mit Gebrauchs- Anweiſung à 1 Thlr. Pr. Cour.

Von obiger Patentleinwand halt fortwährend Commiſſionslager

Friedr. Arnold am Markt.

e hX Heilſame Erfindung.
Das neuerdings bedeutend verbeſſerte Hümmert'sPollutions Verhütungs Jnſtrument,

beſitzt die heilſame Eigenſchaft, daß es, ohne die geringſten Unannehmlichkeiten oder nach-
theilige Folgen für die Geſundheit herbeizuführen, durchaus niemals eine Spur von Pollu-

tion zuläßt, ſobald es nur eine kurze Zeit gebraucht worden iſt. Die Wahrheit dieſer Aus-
ſage iſt durch vielſeitige Erfahrungen beſtätigt und die Jnſtrumente durch berühmte Pro-
feſſoren und erfahrene Aerzte Deutſchlands geprüft und für heilſam anerkannt worden, ſo
daß wir uns aller weitern Empfehlungen enthalten. Die geehrten Abnehmer erhalten, bei
portofreier Einſendung des Betrags, Jnſtrument nebſt Gebrauchs Anweiſung zu nach-
ſtehenden Preiſen, als:

1 Jnſtrument von feinem Metall mit Suspenſorium 21/, Thlr. oder 4 fl. 45 Kr. rh.
1 Jnſtrument von feinem geprägten Meſſing mit Suspenſorinum 3 Thlr. oder 5 fl.
15 Kr. rh. 1 Jnſtrument von feinem geprägten Neuſilber mit Suspenſorium 4 Thlr.

oder 7 fl. rh. bei Phil. Schleſinger Comp.,
in Bleicherode bei Nordhauſen.

Gleichzeitig ſtellen wir bei richtiger Anwendung eine Garantie über den Nutzen dieſes Inſtrument von 20 Friedrichsd'or. 2
III vDie Le Noi ſchen Kräuter-Arzneien,
deren wunderbare Heilkrafte ſich in tauſend und aber tauſend Faällen gegen die meiſten Krankheiten des
menſchlichen Körpers, als: gegen Auszehrung, Augenkrankheiten, Ausſchlag aller Art, Bandwurm, Blat
tern, Bruche, Braune, Bleichſucht, Blaähungsbeſchwerden Druſenleiden Flechten, Fieber, Fiſteln, Gal
lenkrankheiten Gicht, Harnbeſchwerden, Hamorrhoiden, Huſten, Hypochondrie, Kopfweh, Magenbe-
ſchwerden Maſern Nervenkrankheiten, Ohnmacht Ohrenbeſchwerden, Ruhr, Rheumatismus, Schlag-
fluß, Scorbut, Schnupfen Syphilis, Scropheln, Verſtopfung, Waſſerſucht, Wurmleiden weibliche
Krankheiten aller Art c. durchaus gefahrlos und unendlich wohlthatig, ja oöfter als einziges Heil
mittel erwieſen haben, ſind nur allein acht von uns zu beziehen, und iſt jedem Packete eine Gebrauchs-
anweiſung beigegeben.
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Die Beſchaffung fur Halle und Umgegend zu erleichtern, hat es der Herr Guſtav Pr obſt
in Halle, am Waiſenhauſe wohnhaft, freundlichſt uübernommen, Aufträge darauf bei Erlegung von 15
Sgr. fur jedes Packet des Le Roi'ſchen Thee's oder Pulvers, prompt zu befoördern.

Braunſchweig. Oehme C Müller.
Leipzig, den 16 Februar.

Staatspapiere,e Geſucht Actien z Geſuch.im 14- Thaler-Fuße. excl. Zinſen oten.
Preuß. Frosd'or à 5 Thlr. auf 1000 kEeipz. Stadt Obligationen à 3 im 14
Andere ausländiſche Louisd'or à 5 Thlr. Thlr. Fuße v. 1000 u. 500 Sytr. 954

nach gering. Ausmünzfuße auf 1001 2 kleinere dHoll. Ducaten à 3 Thlr. auf 100 64 do. do. 49 (101Kaiſerl. do. do. auf 1001 do. do. 44 DBresl. do. à 654 As. auf 100 64 Sächſ. erbl. Pfandbriefe à 34 v. 500 913
Paſſir do. à 65 As. auf 100 6 von 100 u. 25 SConv.Spec. u. Gld. auf 100 à 4 von 500 (1014idem. 10 u. 20 Kr. auf 100 2 von 100 u. 25 SSan barlger Pfandbriefe à 3 o 874

do. a 33 S 95Staatspapiere. z do. a 4 Si Lpz.- Oresd. Eiſenb. Prior. -Obl. à 34 S 1094Actien oxcl. ßinſen. Thüring. Prior.-Obl. 43 J SKgl. ſächſiſche Staats Papiere à 3 im g. Pr. Steuer- Credit Kaſſenſch. à
14 Thlr. Fuße von 1000 u. o Thlr. S 884 307, im 14 Thlr. F. v. 1000 u. 500 Thlr. 88

kleinere a kleinerea 4 do. do. v. 500 1003 7 x St. Schuldſcheine à 349/ pr. 1000
à 44 do. do, v. 500 u. 200 4 103 k. öſterreich. Met. pr. 150 fl. à i S
à 5 do. do. v. 500 u. 200 S ro2 à 5do. do. kleinere SKönigl. ſächſ. Landrentenbriefe à 34 Actien d. W. B. pr. St. S vim 14 Thlr. Fuße v. 1000 u. 500 Thlr. 923 Leipzg. Bank Actien à 250 Thlr. pr. 100 176

kleinere Leipz. Dresd. Eiſenb. Act. à 100 Thlr.Act. d. eh. ſächſ. bayr. E. E. bis Mich. 1855 pr. 100 156
à 4 ſpäter à 3 v. 100 Thlr. 894Löbau-Zitt. do. pr. 1001 244do. Säc h. Schleſ. 4 pr. 100 101 Berlin Anhalt à 200 pr. 100 1134Prior. Obl. d. ehem. Chmn. Rieſ Sir n. Magd. -Leipz. à 100 pr. 100 240
A 10 Thlr. 4 100 Thüringiſche do. pr. 1001 764

Druck der Waiſenhaus Buchdruckerei,

Eine tüchtige Wirthſchafterin, welche bereits 2
Jahre der Wirthſchaft und dem Verkaufs GeſchäftS Horgeſtanden, ſucht zum 1. April eine anderweitige

derartige Stelle. Alles Nähere ertheilt
J. G. Fiedler in Halle, kl. Steinſtr.

Ein junger, gewandter und etwas gebildeter
Kellnerburſche, von angenehmen Aeußern, der
auch nicht mehr ganz unerfahren iſt, findet ſo-

gleich ein gutes Unterkommen bei der
Wittwe J. Schumann

in der Reſſource.
Weißenfels, den 17. Februar 1852.

Zur Beſetzung einer Verwalter-
ſtelle auf einem Gute wird ein tuchtiger Oeko
nom, der Caution leiſten kann, geſucht durch A.
Linn in Halle, Lucke Nr. 1386.

Ein ſchönes Landgut
bei Leipzig, mit herrſchaftlichen Gebauden und uber
200 Morgen Rapps und Weizenboden ſteht fur
25,000 Thlr. zu verkaufen. Das Nahere ſagt
A. Linn in Halle, Lucke Nr. 1386.

e Stadt-Cheater.
Gaſtvorſtellung des Herrn v. C ehmann.

Mittwoch, den 18. Februar:

Alles für Andere.
Luſtſpiel in 1 Akt von Fr. Ch. BirchPfeiffer.
Baron v. Walten Hr. v. Lehmann, als Gaſt.

Der Vater der Debütantin.
Poſſe in 4 Akten von B. Herrmann.

Windmüller Hr. v, Lehmann, als Gaſt.
A. Döbbelin.

Stadttheater in Leipzig.
Mittwoch, den 18. Februar 1852:

Allerletztes
Auftreten von Henriette Sonntag.

Anf vielfaches Verlangen:

Martha,
oder

der Markt zu Kichmond.
Oper in 4 Akten (theilweiſe nach einem Plan des
St. Georges) von W. Friedrich, Muſik von

Fr. v. Flotow.

S v n e S SatzGewreidepreſſe.

Magdeburg, den 16. Februar. (Nach Wiſpeln.)
Weizen 50 58 Thlr. Gerſte 36 40 Thlr.
Roggen Hafer 24 25Kartoffel-Spiritus, die 14, 400 Tralles 364 Thlr.

Naumburg, den 11. Februar.
Weizen 2 thlr. 15 ſgr. pf. bis 2 thlr. 20 ſsr. 8 pf.
Roggen 2 15 bis 2 22 6Gerſte 1 13 e 9Hafer 20 c bie 26 3Deſſau, den 11. Februar.
Weizen 2 thlr. 18 ſgr. 9 pf. bis 2 thlr. 22 ſgr. 6 pf
Roggen 2 17 6 vis 2 20
Gerſte 1 18 9 bis 1 2 6Hafer 1 2 e 6 bis 1

Torgau, den 7. Februar.
Weizen 2 Thlr. 15 Sgr. Pf.
Roggen 2 16 8..Gerſte 1 25.
Hafer 4 3Quedlinburg, den 12. Februar.

Weizen 44 58 Thlr. Gerſte 31 39 Thlr.
Roggen 49 58 Hafer 20 26Branntwein, das Faß zu 180 Quart 50 Tralles à

31--32 Thlr.
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